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Chronique générale

Eléments du système politique

Structures fédéralistes

Relations entre la Confédération et les cantons

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, den geänderten Kantonsverfassungen von
drei Kantonen die Gewährleistung zu erteilen, da keine der Verfassungsänderungen mit
dem Bundesrecht in Konflikt stehe.
Die Anpassung der Zürcher Kantonsverfassung beinhaltet eine Erweiterung der
Finanzbefugnisse des Regierungsrats sowie der Stimmbevölkerung auf Kosten des
Kantonsrats: Der Regierungsrat kann künftig neue einmalige Ausgaben bis CHF 4 Mio.
(bisher 3 Mio.) und neue wiederkehrende Ausgaben bis jährlich CHF 400'000 (bisher
300'000) eigenständig beschliessen. Alle Ausgabenbeschlüsse, die diese Summen
übersteigen, werden vom Kantonsrat gefällt und unterliegen künftig dem fakultativen
Referendum; bisher hatte das fakultative Finanzreferendum in Zürich erst ab neuen
einmaligen Ausgaben von CHF 6 Mio. und ab neuen wiederkehrenden Ausgaben von
CHF 600'000 gegolten.
Der Kanton Graubünden wechselt mit der Änderung seiner Verfassung das Wahlsystem
für den Grossen Rat: Statt des Majorzsystems gilt künftig das Proporzsystem.
Graubünden macht diesen Schritt, nachdem die Einführung des Proporzes davor über
Jahrzehnte hinweg immer wieder gescheitert, aufgrund eines Bundesgerichtsurteils aus
dem Jahr 2019 (BGE 145 I 259) aber nötig geworden war. In der neuen
Verfassungsbestimmung behält sich der Kanton noch in zwei Punkten vor, von einem
reinen Verhältniswahlrecht abzuweichen, nämlich mit einem Mindestquorum und einer
sogenannten Majorzbedingung. Wie der Bundesrat in seiner Botschaft ausführte,
konkretisiert der Kanton Graubünden diese beiden Punkte auf Gesetzesstufe: Als
Mindestquorum sieht der Kanton vor, dass nur Parteien, die kantonsweit einen
Stimmenanteil von mindestens 3 Prozent erreichen, ins Parlament einziehen können.
Gemäss der Majorzbedingung steht in jedem Wahlkreis der stimmenstärksten Liste
dieses Wahlkreises mindestens ein Sitz zu; dies hat zur Folge, dass es Abweichungen
von der grundsätzlich geltenden Sitzzuteilung nach dem Doppelten Pukelsheim geben
kann und dass in jenen Wahlkreisen, die bloss über einen Sitz verfügen, auch weiterhin
prinzipiell das Majorzverfahren zur Anwendung kommt. Weil die Majorzbedingung im
kantonalen Gesetz aber ihrerseits eingeschränkt wird (sie kann demnach nicht dazu
führen, dass eine Partei oder ein Wahlkreis letztlich insgesamt mehr Sitze erhält, als
ihnen rechnerisch zustehen), beurteilte sie der Bundesrat als bundesrechtskonform.
Aus dem Kanton Neuenburg waren drei Verfassungsänderungen zu gewährleisten. Die
erste schreibt vor, dass Windenergie-Anlagen an höchstens fünf Standorten im Kanton
errichtet werden können; die zweite schafft die Möglichkeit, Mitglieder der
Kantonsregierung, der kantonalen Gerichte sowie der Gemeindeexekutiven ihres Amtes
zu entheben sowie die Kantonsregierung als Ganze vorzeitig abzuberufen; die dritte
schliesslich hält fest, dass der Kanton seine Transportinfrastrukturen aufgrund einer
langfristigen Mobilitätspolitik planen muss und dass er für den Bau einer direkten
Eisenbahnverbindung zwischen Neuenburg und La Chaux-de-Fonds einen Kredit
aufnehmen kann. Bemerkenswert ist an den Neuenburger Änderungen, dass sie von den
kantonalen Stimmberechtigten schon 2014 beziehungsweise 2016 beschlossen worden
waren, aber erst 2021 dem Bund zur Gewährleistung vorgelegt wurden. Auf die
Hintergründe dieser Verzögerung ging die bundesrätliche Botschaft indessen nicht
ein. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 03.12.2021
HANS-PETER SCHAUB

In der Frühjahrssession 2022 erteilten Stände- wie Nationalrat den geänderten
Kantonsverfassungen von Zürich, Graubünden und Neuenburg oppositionslos die
Gewährleistung, wie es ihnen der Bundesrat beantragt hatte. Die Vereinbarkeit der
Änderungen mit dem Bundesrecht blieb in beiden Räten unbestritten.
Dies galt auch für die Neuenburger Verfassungsbestimmung zu den Windkraftanlagen,
die in der vorberatenden SPK-SR gemäss Kommissionssprecher Mathias Zopfi (gp, GL)
«etwas länger diskutiert» worden war: Mit der betreffenden Bestimmung begrenzt
Neuenburg die Anzahl Windkraftanlagen auf seinem Kantonsgebiet auf maximal fünf.
In der Kommission habe man geprüft, ob eine solche Begrenzung vereinbar sei mit der
bundesrechtlichen Vorgabe, dass die Kantone die für die Nutzung der Wasser- und
Windkraft geeigneten Gebiete festlegen müssen. Entscheidend ist dabei gemäss Zopfi,
dass die Kantone die Grundsätze der Energiepolitik des Bundes umsetzen müssen, die

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.03.2022
HANS-PETER SCHAUB
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konkrete Umsetzung aber Sache der Kantone bleibe. Weil es aus heutiger Sicht auch mit
einer begrenzten Zahl von Windenergiestandorten möglich sei, die Grundsätze der
Energiepolitik des Bundes umzusetzen, sei die Neuenburger Bestimmung zu
gewährleisten.
Im Übrigen ging Zopfi auch darauf ein, dass die vorliegenden Änderungen der
Neuenburger Kantonsverfassung schon 2014 und 2016 beschlossen worden waren:
Neuenburg habe «einige Jahre keine Gewährleistungsgesuche [gestellt], wodurch sich
die Gesuche nun etwas aufgestaut haben und weshalb nun nachträgliche
Gewährleistungsgesuche vorliegen, nachdem der Kanton auf das Versäumnis
aufmerksam gemacht worden ist». Die Verzögerung habe keine Konsequenzen gehabt,
weil die Kantone ihre Verfassungsänderungen schon vor Abschluss des
Gewährleistungsverfahrens in Kraft setzen können. Mit der Gewährleistung bestätige
der Bund aber, dass die Änderungen bundesrechtskonform sind, was im Fall einer
gerichtlichen Anfechtung von Bedeutung wäre. 2

Infrastructure et environnement

Energie

Energies alternatives

Six cantons du Nord-Ouest de la Suisse (BE, BL, FR, JU, NE, SO) ont lancé fin janvier
une campagne de promotion du chauffage par pompes à chaleur afin de favoriser
l'implantation de cette technologie qui – bien que d'un rendement supérieur à celui
des énergies fossiles – peine à se développer en raison du bas prix du mazout (Signalons
que le programme Energie 2000 a pour objectif de porter à 100'000 le nombre des
pompes à chaleur d'ici la fin du siècle. Seules quelque 43'000 unités ont été jusqu'ici
installées). 3

DÉBAT PUBLIC
DATE: 30.01.1996
LIONEL EPERON

Le Tribunal administratif neuchâtelois a donné raison aux opposants aux sept éoliennes
prévues au Crêt-Meuron (Tête de Ran) en jugeant l’impact sur le paysage trop
important par rapport à l’intérêt énergétique. Il a estimé que l’offre en Suisse était
suffisante et qu’il n’était dès lors pas de nécessaire de développer ces nouvelles
installations de production. Le Canton de Neuchâtel, l’Office fédéral de l’énergie et le
promoteur du projet ont chacun saisi le Tribunal fédéral contre cette décision. Pour
eux, l’énergie produite à Tête de Ran, évaluée à 14,3 GWh par an (soit les besoins de
4'000 à 5'000 ménages) est loin d’être « négligeable ». De plus, la Constitution fédérale
et la Constitution du Canton de Neuchâtel plaident en faveur des énergies
renouvelables. Le Tribunal fédéral a jugé le recours de l’OFEN irrecevable. Ce dernier
aurait eu ce droit si la décision du Tribunal administratif neuchâtelois avait été rendue
en application de la loi sur l’énergie. 4

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 06.07.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Das Bundesgericht hob den Entscheid des Verwaltungsgerichts Neuenburg gegen den
Bau des Windparks Crêt-Meuron auf. Die Neuenburger Justiz hatte 2005 den Gegnern
des Projekts Recht gegeben und den Bau von Windturbinen in einer Schutzzone des
Juras untersagt. Das Bundesgericht machte in seinem Urteil geltend, Windkraftanlagen
könnten nicht aus Gründen des Landschaftsschutzes von vornherein verboten werden.
Damit hat es nicht nur das Projekt rehabilitiert, sondern gleichzeitig deutlich gemacht,
dass die Förderung von Windenergie im öffentlichen Interesse liegt. 5

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 23.09.2006
ANDREA MOSIMANN

Nachdem das Stimmvolk gut einen Monat zuvor das neue Energiegesetz gutgeheissen
hatte, veröffentlichte der Bundesrat im Juni 2017 das Konzept Windenergie. Dieser
Sachplan und die darin enthaltenen Konzepte sollen den Kantonen als Basis bei der
Planung und Realisierung von Windkraftanlagen dienen. Das Dossier enthält Angaben zu
besonders geeigneten Gebieten mit viel Windenergiepotential – das Bundesamt für
Raumentwicklung (ARE) nannte vorwiegend Regionen in den Kantonen Bern, Waadt,
Freiburg, Graubünden, Neuenburg, St. Gallen und Wallis – und erklärt die
bundesgesetzlich einzuhaltende Abwägung zwischen Nutzungsinteressen und Natur-
sowie Landschaftsschutz. Der Bundesrat arbeitete mit dem in der Botschaft zum ersten
Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050 festgelegten Ziel, die
Windstromproduktion in der Schweiz bis ins Jahr 2050 (gegenüber den Zahlen aus
2015) um den Faktor 30 zu erhöhen. Die konkrete Umsetzung der Anlagen liegt aber

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 28.06.2017
MARCO ACKERMANN
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weiterhin in der Kompetenz der Kantone. 6

Gemäss der Energiestrategie 2050 ist geplant, dass bis ins Jahr 2050 rund sieben bis
zehn Prozent des Schweizer Strombedarfs mit Windkraftenergie gedeckt werden.
Aktuell liege dieser Wert Zeitungsberichten zu Folge noch unter einem Prozent. Das
grösste Windenergiepotential sei gemäss der NZZ in den Kantonen Bern und Waadt zu
verorten. Um die Windenergie zu fördern, eröffnete das BFE im Sommer 2018 den
«guichet unique». Dieser soll zu einer Koordinations- und Anlaufstelle für
Projektentwickler und Behörden werden, die Anliegen und Fragen rund um das Thema
Windenergie einbringen möchten.
Im ersten Halbjahr 2018 berichteten vorwiegend Medien aus den Kantonen Waadt,
Neuenburg, Jura, Schaffhausen, St. Gallen, Appenzell-Ausserrhoden, Glarus und Basel-
Landschaft rund um das Thema Windkraft. Wohl am intensivsten mit dem Thema
Windenergie beschäftigten sich mehrere Akteure im Kanton Waadt, wo mehrere
Projekte im Waadtländer Jura diskutiert wurden. Auf grosses mediales Interesse stiess
dabei vor allem die Gemeindeversammlung im kleinen Ort La Praz (VD), die nach einem
gescheiterten ersten Anlauf erneut über den geplanten Windpark «Mollendruz»
abstimmte und diesen beim zweiten Anlauf guthiess. 
Auf viel Gegenwind stiessen beispielsweise auch Projekte in den Kantonen Appenzell-
Innerrhoden (Windpark Oberegg), Schaffhausen (Windpark Chroobach) oder auch
Glarus (Projekt Linthwind). Gegnerinnen und Gegner von Windkraftanlagen
argumentierten bei diversen Projekten hauptsächlich damit, dass Windräder das
Landschaftsbild stören, Rotoren Fledermäuse oder andere Vögel töten und die
Rotorengeräusche Anwohner verärgern könnten. Zuletzt wurde in einigen Kantonen
auch darüber debattiert, wie gross der Abstand von Windanlagen zu Wohngebieten sein
müsse. 7

DÉBAT PUBLIC
DATE: 30.06.2018
MARCO ACKERMANN
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